
kommt nach Überzeugung des Senats auch nicht dar­
auf an, daß auf Grund des Feststellungsurteils entstan­
dene Ansprüche sich unbedingt gegen die verklagte 
Partei richten müssen. Es ist durchaus auch möglich, 
und dieser Fall ist in der vorliegenden Sache gegeben, 
daß dem Kläger aus dem festgestellten Rechtsverhält­
nis anderweite Ansprüche erwachsen können.
Durch das Urteil des Bezirksgerichts vom 11. Dezember 
1964 ist der frühere Ehemann der Klägerin auf die 
gemäß § 13 EheVO zulässige Zeit von zwei Jahren zur 
Zahlung von Unterhalt verurteilt worden. An den für 
die Unterhaltsverpflichtung maßgeblichen Umständen 
hat sich, wie die Klägerin unwidersprochen vorgetra­
gen hat, nichts verändert, so daß die Voraussetzungen 
hinsichtlich der Unterhaltsbedürftigkeit der Klägerin 
und der Verpflichtung zur Zahlung von Unterhalt zum 
Zeitpunkt des Todes des geschiedenen Ehemannes der 
Klägerin noch voll bestanden haben. Es gibt auch kei­
nen. Zweifel darüber, daß unter den gegebenen Um­
ständen im Falle des Erlebens der geschiedene Ehe­
mann der Klägerin auf deren Antrag gemäß § 15 Abs. 2 
EheVO verurteilt worden wäre, auch weiterhin auf un­
beschränkte Zeit der Klägerin Unterhalt zu zahlen. 
Ebensowenig zweifelhaft ist, daß die Verklagte eine 
solche Klage erhoben hätte, weil sie auf diesen Unter­
halt angewiesen war, da sie über kein eigenes Einkom­
men verfügte. Diese Auffassung hat auch das Oberste 
Gericht vertreten (vgl. Urteil vom 29. August 1963 
— 1 ZzF 40/63 —). Dort wird ausdrücklich darauf hin­
gewiesen, daß bei der Entscheidung über den Unterhalt 
darauf Bedacht zu nehmen ist, daß die unterhaltsbe­
dürftige Ehefrau nicht etwa durch Nichtbeachtung des 
§ 14 Abs. 2 EheVO in ihrem Recht benachteiligt werden 
darf. Es ist also davon ausgegangen worden, daß auch 
nach Ablauf der zunächst gemäß § 13 Abs. 1 EheVO 
festzustellenden Unterhaltsverpflichtungen ein weiterer 
Unterhaltsanspruch gemäß § 14 Abs. 2 EheVO für un­
beschränkte Zeit gegeben ist.
Der Senat ist deshalb zu der Überzeugung gelangt, daß 
der Klägerin ein weitergehender Unterhaltsanspruch 
gemäß § 14 Abs. 2 EheVO für unbeschränkte Zeit zuge­
standen hätte und sie ein rechtliches Interesse daran 
hat, dies durch richterliche Entscheidung feststellen 
zu lassen.

§§284, 288 BGB.
Wird ein Bürger wegen einer strafbaren Handlung 
(hier: Scheckbetrug) zum Schadenersatz verurteilt, so 
ist er auch ohne Mahnung des Geschädigten zur Zah­
lung von Verzugszinsen in Höhe von vier Prozent vom 
Tage der strafbaren Handlung an verpflichtet. Eine 
höhere Zinsforderung ist dann berechtigt, wenn der 
Geschädigte nachweist, daß ihm ein darüber hinaus­
gehender Schaden entstanden ist.
BG Frankfurt (Oder), Urt. vom 29. Mai 1970 — BCB 
9/70.

Der Verklagte wurde u. a. wegen Betrugs zum Nach­
teil sozialistischen Eigentums in Tateinheit mit Urkun­
denfälschung zu einer Freiheitsstrafe verurteilt. Die 
Klägerin, die Sparkasse der Stadt D., hat im Strafver­
fahren beantragt, den Verklagten zum Schadenersatz 
und zur Zahlung von sechs Prozent Verzugszinsen ab
2. Oktober 1969 zu verurteilen.
Das Kreisgericht hat dem Antrag auf Verurteilung zur 
Zahlung von Verzugszinsen nicht entsprochen. Dage­
gen richtet sich die Berufung der Klägerin, die teil­
weise Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n :
Der Verklagte hat ein auf den Namen eines Mitbe­
wohners lautendes Scheckbuch der Klägerin gestohlen

und zwei Schecks in Höhe von 490 M und 500 M mit 
dem Namen des Scheckbuchinhabers unterzeichnet. 
Diese Beträge wurden vom Postamt in F. in bar aus­
gezahlt.
Der Verklagte kann auf Grund seiner strafbaren Hand­
lung von der Klägerin nicht erwarten, daß er erst 
noch aufgefordert wird, den ihr zugefügten Schaden 
wiedergutzumachen. Das ist eine selbstverständliche 
Pflicht. Er befindet sich daher i. S. des § 288 BGB vom 
Tage der strafbaren Handlung an mit der erbrachten 
Leistung im Verzug (OG, Urteil vom 31. Januar 1964
— 2 Uz 38/63 — OGZ Bd. 10 S. 249, NJ 1964 S. 384). 
Der Verklagte ist daher verpflichtet, ab 2. Oktober 1969 
Verzugszinsen zu zahlen.
Nach § 288 BGB ist eine Schadenersatzforderung we­
gen Verzugs grundsätzlich nur mit vier Prozent zu ver­
zinsen. Ein höherer Zinssatz ist nur dann zulässig, wenn 
der Klägerin ein darüber hinausgehender Schaden ent­
standen wäre (OG, Urteil vom 4. September 1964
— 2 Uz 10/64 — OGZ Bd. 10 S. 256, NJ 1965 S. 65). 
Ein solch weitergehender Schaden könnte-z. B. dadurch 
entstanden sein, daß die Klägerin zur Abdeckung des 
ihr zugefügten Schadens einen Kredit mit einem hö­
heren Zinssatz in Anspruch nehmen mußte. Einen sol­
chen Nachweis hat die Klägerin nicht geführt. Daher 
war ihr Antrag, soweit mehr als vier Prozent Verzugs­
zinsen gefordert wurden, als unbegründet zurückzu­
weisen.

§§421, 426, 823 BGB; §2 der AO über die freizügige 
Auszahlung von Schecks vom 20. Juni 1964 (GBl. II
S. 596); § 3 Abs. 3 der AO über die Einführung des 
Spargiroverkehrs vom 18. Juni 1965 (GBl. II S. 551) und 
Ziff. 17 der Bedingungen für den Spargiroverkehr zu 
dieser AO (GBl. II S. 552).
1. Hebt ein unbefugter Dritter mit einem gefälschten 
Scheck, den er im Freizügigkeitsverkehr bei der Deut­
schen Post einlöst, von dem bei einem Bankinstitut 
eingerichteten Girokonto eines Bürgers Geld ab, so ist 
das Bankinstitut geschädigt, wenn die Deutsche Post 
bei der Auszahlung die dafür maßgeblichen Bestim­
mungen beachtet hat.
2. Hat ein unbefugter Dritter dem Kontoinhaber das 
Scheckheft gestohlen und hat dieser entgegen den 
Scheckbedingungen dem Bankinstitut nicht unverzüg­
lich den Verlust des Scheckheftes mitgeteilt, obwohl 
er dazu in der Lage war, so haftet der Kontoinhaber 
dem Bankinstitut für den Schaden.
3. Die gesamtschuldnerische Haftung eines Konto­
inhabers aus Bankvertrag und eines unbefugten Drit­
ten aus unerlaubter Handlung ist möglich, weil die 
gesamtschuldnerische Haftung keinen gemeinsamen 
Entstehungsgrund voraussetzt.
BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 18. Juni 1971 — 5 BCB
36/71.

Der Kläger hat bei der Verklagten ein Spargirokonto; 
er nimmt auch am Scheckverkehr teil.
Am 4. Aril 1970 entwendete der Bürger F. dem Kläger 
ein Scheckheft und den Wehrpaß. Er ahmte die Unter­
schrift des Klägers auf dessen Scheckformularen nach 
und ließ sich unter Vorlage des verfälschten Wehr­
passes, in den er ein Bild von sich geklebt hatte, bei 
verschiedenen Postämtern in der Zeit vom 10. April 
1970 bis 14. April 1970 im Freizügigkeitsverkehr insge­
samt 3000 M auszahlen.
Der Kläger zeigte den Diebstahl des Scheckheftes und 
des Wehrpasses am 6. April 1970 bei der Deutschen 
Volkspolizei an. Erst am 14. April 1970 teilte er jedoch 
der Verklagten den Verlust des Scheckheftes mit.
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